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No. 71.) Königl. Verordnung, betreffend die Freiheit der Unteroffiziere und gemeinen Sol⸗ 
daten, uͤber ihr Vermoͤgen zu verfügen. Vom 18ten Marz 181 1. a 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König bon 
„% Pkeußen e. . & 


Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: Da uber die Ausdehnung 5 


der den Unteroffizieren und gemeinen Soldaten durch Unſere Kabinetsordre vom 
25ſten September 1809. geſtatteten Freiheit, über ihr Vermoͤgen zu disponiren, 
Zweifel entſtanden; ſo beſtimmen Wir Folgendes: . 

F. Den Unteroffizieren und gemeinen Soldaten und deren Ehefrauen 

iſt gleich andern Unterthanen der freie Gebrauch ihrer Kapitalien nebſt Zinſen 
geſtattet, wie die Kabinetsordre vom 25ften September 1809. bereits feſtſetzt. 
F. 2. In Rüͤckſicht der Erwerbung und Veräußerung der Grundſtüͤcke 
hat es bei den Vorſchriften des Allgem. Landrechts Th. II. Tit. X. S. 27 bis 


32 und 35. das Verbleiben. 


Nach der jetzigen Einrichtung bei der Armee tritt aber anſtatt der Ge⸗ 

nehmigung des Regiments⸗Chefs die des Kommandeurs des Regiments oder 
Bataillons ein. Der Kommandeur ſoll auch die Genehmigung zur Veräußerung - 
eines Grundſtuͤcks nur verweigern, wenn der Soldat ſich ſchon einmal des 
Verbrechens der Deſertion ſchuldig gemacht hat, oder derſelbe der Entweichung 

verdaͤchtig iſt. : 3 

F. 3. Auch in Ruͤckſicht der Befugniß der Unteroffiziere und gemeinen 
Soldaten, Darlehne aufzunehmen und Schuldvertraͤge einzugehen, hat es bei 


— 


den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Th. I. Tit. XI. F. 700, 702 und 
703. und des erſten Anhanges H. 22. das Verbleiben. se 
§. 4. Dagegen ſoll anſtatt der Vorſchrift des H. 701. uͤber die ohne 
Einwilligung ihrer Kommandeurs unguͤltige Verpfaͤndung ihrer Grundſtuͤcke, 
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(Ausgegeben zu Berlin den aten Februar 1812.) 


die H. 6870 am angeführten Orte für die Offiziere gegebene Beſtimmung, 
auch bei den Unteroffizieren und gemeinen Soldaten dahin in Anwendung 
kommen, daß ſie ohne Konſens des Kommandeurs die Immobilien guͤltig 
verpfaͤnden Fünnenm i Sr SR > = 
Doch erlangt eine ſolche Schuld nur von dem Augenblick an ihre Guͤltig⸗ 
keit, da die Eintragung in das Hypothekenbuch wirklich geſchehen iſt. 
g. 5. Die den Subalternen⸗ Offiziers in dem H. 688. a. a. Orte nach⸗ 
gelaſſene freie Verfügung über Einkuͤnfte von Grundſtuͤcken und über jaͤhrliche 
Hebungen, ſoll gleichfalls den Unteroffizieren und gemeinen Soldaten zu ſtatten 
kommen. Se EN 
56. Die Beſtimmung des F. 50, des erſten Anhangs zum Allge⸗ 
meinen Landrecht, nach welchem in der Regel Niemand etwas kaͤuflich guͤl⸗ 
tigerweiſe von einem Soldaten erkaufen konnte, wird auf Armatur und Mon⸗ 
tirungsſtuͤcke beſchraͤnkt. 3 ST re „ 
Es kann dieſemnach Niemand ſich mit einem bekannten oder unbe⸗ 
kannten Soldaten ohne Beiſeyn des Feldwebels oder Wachtmeiſters in Kauf 
geſchaͤfte uber dieſe Sachen einlaſſen, ohne ſich der Gefahr auszuſetzen, daß 
der Kauf für ungältig erachtet und der unvorſichtige Ankaͤufer geſetzlich be⸗ 
ſtraft werden wird. „ „ „ 
Nach dieſer Verordnung haben ſich ſaͤmmtliche Militair⸗ und Civilbe⸗ 
hörden zu achten. Urkundlich iſt dieſe Vers vuung von Uns höchſteigenhaͤndig 


vollzogen und mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedruckt worden. 
Gegeben Berlin, den 18ten März 1811. 8 


(Gus, Friedrich Wilhelm. 
— = Hardenberg, Kircheiſen. Hake. 
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Ce. 72.) Deklaration der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. 1. Titel 2 . §. 128. und 


Titel 52, §. 14. Vorm Zoſten December 18 1 rl. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden König von 


e Preußen de. , 


1 


5 5 Finden Uns bewogen, die Vorſchriften der Allgemeinen Gerithtsordnung 8 
Theil I. Titel 24. H. 128. und Titel 52. H. 14. „auf den Vorſchlag Unſers 


Miniſterii des Innern und der Juſtiz, dahin zu deklariren: 


daß die Sequeſtration und Taxation folder Guter, auf welche keine 
Pfandbriefe haften, kuͤnftig nicht durch die Ritterſchafts⸗ und Kredits 
Direktionen geſchehen, ſondern den ordentlichen Gerichten, unter deren 


= 5 5 Real⸗Jurisdiktion die Guͤter liegen, uͤberlaſſen bleiben ſoll. 


Wir befehlen hiermit allen Kredit⸗Direktionen, auch Ober und Untere 


gerichten in Unſern Staaten, ſich hiernach gebührend zu achten. 
Seebeben Berlin, ben geſten Disemberzarr. 


7 3 8 


Friedrich Wilhelm. 


Hardenberg. Kircheiſen. 


(No, 73.) Ecklärung wegen Aufhebung des Abſchoſſes zwiſchen den Königl. Preußiſchen : 


und den Großherzoglich⸗Badenſchen Landen. Vom Zoſten December 181 x. 


Nachdem die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung mit der Großberzoglich⸗Ba⸗ 


denſchen uͤbereingekommen iſt, gegenſeitig den Abſchoß und das Abfahrtsgeld 


oder den Abzug aufzuheben; fo erklaͤren beide gedachte Regierungen, daß 
1) bei keinem Vermoͤgens⸗ Ausgang aus den Koͤniglich⸗Preußiſchen Lan⸗ 
den in die Großherzoglich⸗Badenſchen Lande, oder aus den Großher⸗ 
zoglich⸗Badenſchen Landen in die Königlich ⸗Preußiſchen, es mag ſich 
ſolcher Ausgang durch Auswanderung oder Erbſchaft, Legat, Braut⸗ 
ſchatz, Schenkung, oder auf andere Art ergeben, irgend ein Abſchoß 
(gabella hereditaria) oder Abfahrtsgeld (eensus‘ emigrationis) 
erhoben werden ſoll, ſo weit namlich beides in landes herrliche Kaſſen 


fließt; . . 
a ei g Br 2 daß 


a Te 


22 daß die Beſtimmung des Art. I. ſich auf alle jetzt pendente, und auf 
aalle kuͤnftige Faͤlle erſtrecken ſoll; ER 


J) daß die Freizuͤgigkeit, welche in den obigen Artikeln I. und 2. be⸗ 
ſtimmt iſt, ſich nur auf das Vermögen beziehen ſoll. 
5 Es bleiben demnach, dieſes Uebereinkomment ungeachtet, Diejenigen Kö= 
niglich⸗Preußiſchen und diejenigen Großherzoglich-Badenſchen Geſetze in ihrer 
Kraft beſtehen, welche die Perſon des Aus wandernden, feine perſoͤnliche Pflich⸗ 
ten, ſeine Verpflichtungen zum Kriegsdienſte betreffen, und welche jeden Un⸗ 
terthan bei Strafe auffordern, vor der Auswanderung um die Bewilligung 
derſelben feinen Landesherrn, der vorgeſchriebenen Ordnung gemäß, zu bitten. 


Es wird auch fuͤr die Zukunft, in dieſer Materie der Geſetze, uͤber die 


Pflicht zu Kriegsdienſten und uͤber die perſoͤnlichen Pflichten des Auswandern⸗ = 


den, keine der beiden, die gegenwärtige Erklarung abgebenden Regierungen, 

in Anſehung der Geſetzgebung in den reſp. Staaten beſchraͤnkt. . 
Gegenwaͤrtige im Namen Sr. Majeftät des Königs von Preußen und 

Sr. Koͤniglichen Hoheit des Großherzogs von Baden, zweimal gleichlautend 

ausgefertigte Erklaͤrung, ſoll nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung, Kraft 

und Wirkſamkeit in den geſammten Königlich⸗Preußiſchen und Großherzoglich 

Badenſchen Landen haben. !!! 8 
Geſchehen Berlin, den zoſten December 1811. 


S 
rn Staatskanzler Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
Hardenberg. | Goltz. 


